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Dr. Saša P. Jacob

REACh und kein Ende

Die Registrierung unter REACh – Neues zur 
gemeinsamen Vorlage und Nutzung von Daten
Von Dr. Saša P. Jacob, ZVO/DGO, Hilden und 
Dr. Joachim Heermann, Dr.-Ing. Max Schlötter GmbH & Co. KG, Geislingen/Steige

Und alles, was dein ist, ist auch mein, aber was mein ist, geht dich überhaupt nichts an!
- Die neue Durchführungsverordnung (EU) 2016/9

Am Anfang war die Registrierung! Sie dient der Katalogisierung und Datensammlung von registrierungspflich-
tigen Stoffen. Ohne diese darf keiner dieser Stoffe in der EU in Verkehr gebracht werden. Die Registrierung 
muss von den vertreibenden Unternehmen durchgeführt werden. Bei den beteiligten Unternehmen gab es im 
Zusammenhang mit der Kostenteilung immer wieder Streitigkeiten, da kostenverursachende Daten geteilt wer-
den können bzw. müssen. Um das Konfliktpotential zu reduzieren, hat die EU-Kommission am 05.01.2016 eine 
Durchführungsverordnung erlassen, in der die Regeln zur Kostenteilung klarer gefasst werden.

der Registrierung für einen Stoff erzielt werden. Es 
soll verhindert werden, dass jeder Registrant für sich 
alleine alle Daten beschaffen und diese dann einrei-
chen muss. Mit dieser Vorgehensweise soll auch die 

Anzahl an Tierversuchen auf ein 
wirklich notwendiges, akzeptables 
Maß verringert werden. Bei jedem 
Austausch von Daten und Infor-
mationen ist das Wettbewerbsrecht 
der Europäischen Union unein-
geschränkt und umfassend zu 
berücksichtigen.

Der gemeinsame Umgang mit 
Daten und Kosten zwecks 
Registrierung unter REACh

Im Titel II „Registrierung von 
Stoffen“ mit 20 Artikeln (Artikel 5 
bis 24) in 5 Kapiteln und Titel III 
„Gemeinsame Nutzung von Daten 

und Vermeidung unnötiger Versuche“ mit 6 Artikeln 
in 3 Kapiteln ist das Prozedere unter REACh hierfür 
festgelegt. Im Einzelnen geben die folgenden Arti-
kel zur Registrierung, Daten- bzw. Kostenteilung 
Auskunft:

Die Registrierung von Stoffen und Verwendungen 
ist ein sehr umfangreicher, aufwendiger, komplexer, 
kosten- und zeitintensiver, Ressourcen bindender, 
Prozess unter REACh. Sie dient der Erfassung und 
anschließenden Regulierung aller 
registrierungspfl ichtigen Chemi-
kalien mit dem Ziel, Mensch und 
Umwelt vor Gefahren, die von diesen 
Substanzen ausgehen bzw. ausgehen 
können, zu schützen. Jede Menge 
Daten und Informationen sind im 
Zusammenhang mit einer Registrie-
rung zu sammeln und zu ermitteln, 
die vor allem die Eigenschaften, 
die Identität und die Gefährdungen, 
die von dem/den zu registrieren-
den Stoff/Stoffen ausgehen können, 
umfassen. Dabei versuchen die 
Behörden, den Aufwand, den Unter-
nehmen — besonders auch KMU 
[1] — für eine Registrierung zu betreiben haben, 
und die von der Industrie dafür aufzuwendenden 
Mittel zu minimieren. Dies soll vor allem durch eine 
gemeinsame Nutzung von Informationen und Daten 
sowie die anschließende gemeinsame Einreichung 
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Artikel

5. Ohne Daten kein Markt

6. Allgemeine Registrierungspflicht für Stoffe als 
solche oder in Gemischen

7. Registrierung und Anmeldung von Stoffen in 
Erzeugnissen

8. Alleinvertreter eines nicht in der Gemeinschaft 
ansässigen Herstellers

9. Ausnahme von der allgemeinen Registrierungs-
pflicht für produkt- und verfahrensorientierte 
Forschung und Entwicklung

10. Zu allgemeinen Registrierungszwecken vorzu-
legende Informationen

11. Gemeinsame Einreichung von Daten durch 
mehrere Registranten

12. Mengenabhängige Informationsanforderungen

13. Allgemeine Bestimmungen für die Gewinnung 
von Informationen über inhärente Stoffeigen-
schaften

14. Stoffsicherheitsbericht und Pflicht zur Anwen-
dung und Empfehlung von Risikominderungs-
maßnahmen

15. Stoffe in Pflanzenschutzmitteln und Biozid-
Produkten

16. Pflichten der Kommission, der Agentur und der 
Registranten für als registriert geltende Stoffe

17. Registrierung standortinterner isolierter
Zwischenprodukte

18. Registrierung transportierter isolierter
Zwischenprodukte

19. Gemeinsame Einreichung von Daten über
isolierte Zwischenprodukte durch mehrere
Registranten

20. Pflichten der Agentur

21. Herstellung und Einfuhr von Stoffen

22. Weitere Pflichten des Registranten

23. Besondere Bestimmungen für Phase-in-Stoffe [2]

24. Angemeldete Stoffe

25. Ziele und allgemeine Regeln

26. Pflicht zur Erkundigung vor der Registrierung

27. Gemeinsame Nutzung vorhandener Daten im 
Fall registrierter Stoffe

28. Vorregistrierungspflicht für Phase-in-Stoffe

29. Foren zum Austausch von Stoffinformationen

30. Gemeinsame Nutzung von Daten aus Versuchen

Die Vorregistrierung und das SIEF als Plattform 
zum Datenaustausch

Ziel ist es also, den Aufwand für eine Registrierung 
so gering wie möglich zu halten. Zu diesem Zwecke 
mussten Kommunikationsmechanismen etabliert 
werden, damit sich die Hersteller und Importeure 
eines Stoffes über die Konditionen einer gemeinsa-
men Nutzung von Daten verständigen und einigen 
können. Um den potentiellen [3] Registranten die 
Möglichkeit zu eröffnen, Daten und Informationen 
zwecks Registrierung eines Phase-in-Stoffes unter-
einander auszutauschen und gemeinsam zu nutzen, 
wurde zwischen Juni 2008 und Dezember 2008 die 
Vorregistrierung durchgeführt. Durch die Möglich-
keit zur Vorregistrierung sollte u.a. die gemeinsame 
Nutzung von Daten erleichtert werden. Eine Vor-
registrierung ist kostenlos und verpfl ichtet nicht 
zur Registrierung. Eine in diesem Zug vergebene 
Referenznummer (oft als Vorregistrierungsnummer 
bezeichnet) wird für jeden Stoff und für jeden Vor-
registrierenden vergeben, d.h. der gleiche Stoff kann 
daher mehrere Vorregistrierungsnummern haben. 
Die Vorregistrierung eines Stoffes ist ein rein forma-
ler Vorgang, der noch keinen Zugewinn an Informa-
tionen zum jeweiligen Stoff beinhaltet. Aus diesem 
Grund hat diese Referenznummer auch keine Bedeu-
tung innerhalb der Lieferkette und bietet insbeson-
dere nachgeschalteten Anwendern nicht die Mög-
lichkeit, eine ordnungsgemäße Vorregistrierung zu 
überprüfen. Weiterhin ist eine offi zielle Vorregistrie-
rungsnummer laut Verordnung nicht vorgesehen, so 
dass diese Nummer dem nachgeschalteten Anwender 
nicht die Möglichkeit eröffnet, eine ordnungsgemäße 
Vorregistrierung innerhalb der Lieferkette zu über-
prüfen. Diese Nummer dient einzig der Korrespon-
denz mit den Behörden. Eine Anfrage bzgl. einer sol-
chen „Vorregistrierungsnummer“ in der Lieferkette 
ist demnach unnütz.
Bei der endgültigen, kostenpfl ichtigen Registrierung 
müssen die Registrierenden zusätzliche Untersu-
chungsergebnisse zum toxikologischen und ökoto-
xikologischen Verhalten vorlegen. Ende Dezember 
2008 waren ca. 143000 Stoffe von ca. 65000 Firmen 
vorregistriert worden. Zum „Managen“ dieser 
beachtlichen Anzahl an Stoffen und Firmen sollten 
sich die potentiellen Registranten, die Interesse zeig-
ten, einen identischen Stoff zu registrieren, in einem 
SIEF [4] zusammenfi nden. Durch die Einführung 
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von SIEFs wurden die Registranten in die Lage ver-
setzt, weitere Registranten zu fi nden, sich mit diesen 
zusammen zu tun, sich einen Überblick über alle 
verfügbaren Daten und Studien zu verschaffen und 
Daten auszutauschen bzw. für eine Registrierung 
gemeinsam zu nutzen. Auch nachgeschaltete Anwen-
der als Eigentümer entsprechender Informationen 
waren aufgefordert, sich an diesen SIEFs zu betei-
ligen, um eine unnötige Duplikationen vorhandener 
Daten zu vermeiden.

Theorie und Praxis unterscheiden sich immer, 
deshalb die Notwendigkeit einer neuen 
Durchführungsverordnung

In der Praxis hat sich auf Grund der Erfahrungen 
mit den Registrierungsfristen 2010 und 2013 jedoch 
gezeigt, dass der Austausch und der Zugriff auf 
Daten nicht immer ohne Probleme gelingt und auch 
nicht in vollem Umfang genutzt worden ist, weshalb 
die EU-Kommission nun auch eine neue Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2016/9 am 05.01.2016 erlas-
sen und sofort am 06.01.2016 im Amtsblatt der Euro-
päischen Union (L3/41) veröffentlicht hat, die ohne 
Verzug am 26.01.2016 bereits in Kraft getreten ist. 
Besonders waren von diesen Problemen kleine und 
mittlere Unternehmen betroffen. Diese Durchfüh-
rungsverordnung regelt die spezifi schen Aufl agen 
und Pfl ichten für die Parteien von Vereinbarungen 
hinsichtlich der Teilung von Daten, sofern REACh 
hier die gemeinsame Nutzung von Daten und die 
Teilung der damit verbundenen Kosten vorgibt. Die 
Pfl ichten und Rechte sind damit stark erweitert, aber 
auch konkretisiert worden. Es werden hiermit Vor-
schriften für die gemeinsame Nutzung von Daten 
festgelegt und Managementpraktiken gefördert, die 
ein Funktionieren des Systems zur gemeinsamen 
Datennutzung sicherstellen.

Die in dieser Durchführungsverordnung enthaltenen 
Artikel zeigen die Probleme auf, um die es hierbei geht:

Artikel

1. Gegenstand

2. Transparenz

3. Ein Stoff, eine Registrierung

4. Gerechtigkeit und Nichtdiskriminierung

5. Streitbeilegung

6. Inkrafttreten

Mit der Durchführungsverordnung vom 05.01.2016 hat 
die Europäische Union einen Versuch unternommen, 
die Daten- und Kostenteilung unter REACh zu konkre-
tisieren bzw. zu präzisieren und den Akteuren sowohl 
ihre Pfl ichten als auch Rechte vor Augen zu führen.

Ein Stoff, eine Registrierung

Das den Titeln II und III der REACh-Verordnung 
zugrunde liegende Prinzip „Ein Stoff, eine Registrie-
rung“ gibt die Losung aus, dass sich alle Registranten 
ein und desselben Stoffes zu einer Interessensvertre-
tung zusammenschließen müssen. Nur unter ganz 
bestimmten Bedingungen ist ein Ausscheren bzw. 
Abweichen von dieser Regelung überhaupt möglich.
Die wohl wichtigste Botschaft der Durchführungs-
verordnung fi ndet sich in Artikel 3 Absatz 1. Danach 
hat die ECHA dafür Sorge zu tragen, dass alle Regis-
tranten eines identischen Stoffes an einer gemeinsa-
men Registrierung teilnehmen müssen. Alle Regist-
ranten sollen Teil einer Registrierung sein. Ausnah-
men im Sinne einer separaten, eigenen einzureichen-
den Registrierung werden damit stark beschnitten.
Ein Hersteller oder Importeur kann bei bestimmten 
Informationen aus der gemeinsamen Einreichung 
(Joint Submission [5]) seiner Daten in REACH-IT 
[6] ausscheren („Opt-out“) und Teile des Dossiers 
separat einreichen. Das letzte Wort hat hierbei die 
Europäische Chemikalienagentur (ECHA), der es 
freigestellt ist, dem begründeten Ansinnen des Regis-
tranten zu entsprechen oder auch nicht zu entspre-
chen. Die ECHA prüft hier in erster Linie, ob es dem 
Registranten zumutbar ist, gemeinsam mit anderen 
Registranten die Registrierung einzureichen.
Erteilt die ECHA einem potentiellen Registranten 
eines bereits registrierten Stoffes die Erlaubnis, sich 
auf gemäß Artikel 27 Absatz 6 und Artikel 30 Absatz 
3 der REACh-Verordnung angeforderte Informati-
onen zu beziehen, dann muss sie aber auch sicher-
stellen, dass jede spätere Vorlage von Informationen 
und Daten, vorgenommen durch diesen potentiellen 
Registranten, Teil der bestehenden gemeinsamen 
Einreichung für den betreffenden Stoff ist. Sollte 
ein potentieller Registrant nicht verpfl ichtet sein, 
seine Daten aus Wirbeltierstudien für die Zwecke 
seiner Registrierung mit anderen zu teilen, kann 
er bestimmte Informationen gesondert einreichen. 
Welche Informationen dies betrifft, kann in Artikel 
10 Buchstabe a der REACh-Verordnung nachgelesen 
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werden. Hierbei muss er sich dann auf den Artikel 
11 Absatz 3 oder Artikel 19 Absatz 2 der REACh-
Verordnung berufen. Zusätzlich müssen die ECHA 
und frühere Registranten über diesen Beschluss 
unterrichtet werden. Trotzdem ist diese gesonderte 
Einreichung Teil der bestehenden Registrierung.

Werden Daten geteilt, dann sollten auch damit 
verbundene Kosten geteilt werden

Zur Kostenteilung sieht die REACh-Verordnung nur 
Grundlegendes vor, das im Artikel 11 Absatz 1, Arti-
kel 19 Absatz 1, Artikel 27 Absatz 3 und Artikel 30 
Absatz 1 der REACh-Verordnung festgehalten ist. Die 
Kostenteilung hat gerecht, transparent, nicht diskri-
minierend und nachvollziehbar zu erfolgen. Es fallen 
selbstverständlich nur Kosten, die zur Erfüllung der 
Registrierungsanforderungen benötigt werden, unter 
diese Kostenteilung. Dies gilt natürlich auch für die 
damit verknüpften Verwaltungskosten.
Die zwischen den Teilnehmern eines SIEF oder meh-
reren Registranten ein und desselben Stoffes zu schlie-
ßende Vereinbarung über die gemeinsame Nutzung 
von Daten muss folgende Punkte umfassen und regeln:

• Aufschlüsselung der gemeinsam zu nutzenden 
Daten einschließlich der Kosten der einzelnen 
Datenposten, Beschreibung der Datenanforde-
rungen gemäß der REACh-Verordnung, denen 
die einzelnen Kostenpunkte zugeordnet sind, 
und Begründung, auf welche Weise die gemein-
sam zu nutzenden Daten der betreffenden Daten-
anforderung gerecht werden

• Im Rahmen aller für eine Registrierung notwen-
digen Tätigkeiten anfallende Verwaltungskosten

• Kostenteilungsmodell und dazu gehörender Er-
stattungsmechanismus

Das installierte Kostenteilungsmodell enthält eben-
falls Bestimmungen über Aufwände, die sich im 
Zuge einer potentiellen Stoffbewertungsentschei-
dung ergeben. Zusätzlich sollten Regelungen festge-
legt werden, falls nachträglich weitere Informations-
anforderungen zu erfüllen sind oder die Erstattung 
von Kosten nicht wirtschaftlich wäre, weil die Erstat-
tungskosten höher sind als der zu erstattende Betrag.

Bestandsschutz wird gewährt

Die EU-Kommission gewährt aber auch einen gewis-
sen Bestandsschutz für bereits zum Zeitpunkt des 

Inkrafttretens der neuen Durchführungsverordnung 
bestehende Vereinbarungen zur Datenteilung. Die 
Verpfl ichtung zur Einbeziehung eines Erstattungs-
mechanismus in das Kostenteilungsmodell muss 
daher nicht umgesetzt werden, wenn dies die Par-
teien so beschließen oder beschlossen haben (Artikel 
4 Absatz 5).

Das herkömmliche Kostenteilungsmodell ist sehr 
umfangreich und aufwendig

Sollte bereits vor Inkrafttreten der neuen Durchfüh-
rungsverordnung eine Vereinbarung zur Datennut-
zung existieren, dann müssen der erste und zweite 
Punkt in der oben genannten Aufzählung keine 
Berücksichtigung fi nden. Dies muss aber von allen 
Parteien so einstimmig beschlossen werden. Poten-
tielle Registranten hingegen sind an diesen beste-
henden Beschluss nicht gebunden und könnten eine 
Studie oder eine Reihe von Studien gemäß der Arti-
kel 27 und 30 der REACh-Verordnung anfordern. 
In diesem Falle müssten die relevanten Kosten dann 
aufgeschlüsselt und dem Registranten zur Verfügung 
gestellt werden. Wenn keine Aufzeichnungen über 
Kosten vorliegen sollten, müssen sich die Parteien 
bemühen, Informationen über Aufwände für jedes 
Jahr ab Beginn der Vereinbarung zusammenzutra-
gen oder Schätzungen vorzunehmen. Die angefal-
lenen Kosten und erhaltenen Entschädigungen sind 
jährlich aufzuzeichnen. Die jährlichen Aufzeich-
nungen sind für mindestens 12 Jahre aufzubewahren 
und auf Verlangen einer Partei dieser Vereinbarung 
zugänglich zu machen. Die Aufbewahrungsdauer 
zählt ab der letzten Vorlage einer Studie als Teil eines 
Registrierungsdossiers.
Als relevante Kosten werden hierbei zusätzlich angesehen:

• Kosten für die Durchführung einer bereits exis-
tierenden Studie

• Kosten für die Durchführung einer neuen Studie

• Kosten im Zusammenhang mit einer Informa-
tionsanforderung im Rahmen von REACh, die 
keine Teststudie betreffen

Das Kostenteilungsmodell muss einen Passus vorse-
hen, der es einem Registranten erlaubt, sich der Ver-
einbarung zu einem späteren Zeitpunkt unter bestimm-
ten Bedingungen anzuschließen. Für solch einen Fall 
muss dann aber auch ein entsprechender Erstattungs-
mechanismus vorgesehen sein, der es gestattet, die 
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relevanten Kosten an die neue Situation angepasst 
unter den Registranten bzw. Mitgliedern eines SIEF 
zu verteilen. Existiert allerdings bereits zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Durchführungsverordnung (EU) 
2016/9 eine Vereinbarung über die gemeinsame Nut-
zung von Daten, dann kann auf eine Aufschlüsselung 
der Daten verzichtet werden, wenn dem alle Parteien 
der Vereinbarung einstimmig zustimmen.

In die Kostenteilung zwischen früheren [7] und 
potentiellen Registranten nicht aufzunehmen sind 
die Aufwendungen für das Ermitteln der Gleich-
heit [8] von Stoffen. Sollte es zu Streitigkeiten bei 
der Aufteilung der anfallenden bzw. angefallenen 
Kosten kommen und keine Einigkeit erzielt werden, 
dann sind die Kosten, die auf Grund der Teilnahme 
an der Vereinbarung entstanden sind, zu gleichen 
Teilen auf die Parteien zu verteilen. Dennoch ist ein 
Teil der Kosten dann so zu erstatten, als ob ein Erstat-
tungsmechanismus vereinbart worden wäre. Artikel 
4 Absatz 3 nimmt sich dieser Tatsache an und stellt 
leider auch eine Schwachstelle der neuen Durchfüh-
rungsverordnung dar. Denn er eröffnet beispielsweise 
Registranten, die ein großes Unternehmen vertreten 
die Möglichkeit, Aufwendungen, die nach dem Prin-
zip der Verhältnismäßigkeit zu einem Großteil durch 
sie selbst zu tragen wären, auf weitere Registranten 
abzuwälzen bzw. umzulegen. Dies entspricht aber 
keiner fairen Kostenteilung. KMU könnten hiervon 
verhältnismäßig stark belastet werden.

Registranten, die aus bestimmten Gründen aus einer 
Registrierung ausgestiegen sind bzw. ihre Tätigkeiten 
diesbezüglich eingestellt haben, können unter gewis-
sen Umständen auch nachträglich noch an Kosten 
beteiligt werden, wenn sich z.B. aus einer Stoffbe-

wertungsentscheidung gemäß Artikel 50 Absatz 4 
weitere Kosten ergeben sollten.

Die Daten- und Kostenteilung wird durch die neue 
Durchführungsverordnung nicht bedeutend 
einfacher

Durch das Inkrafttreten der neuen Durchführungs-
verordnung (EU) 2016/9 werden die Anforderungen 
an die früheren und potentiellen Registranten detail-
lierter kundgetan, die hierfür einzuhaltenden Spielre-
geln näher umschrieben und ein „Opt-out“ erschwert. 
Dies hat für die Registranten, die sich um eine Daten- 
und damit verbundene gerechte und angemessene 
Kostenteilung bemühen müssen, den Vorteil, dass die 
Rahmenbedingungen enger und eindeutiger fi xiert 
worden sind. Der Handlungsspielraum ist weiter ein-
geschränkt worden. Nichtsdestotrotz wird die Daten-
teilung auch in Zukunft zeitaufwendig und nicht 
immer unproblematisch bleiben, da der Spielraum 
für Vereinbarungen immer noch ausreichend weit 
gefasst ist, um unterschiedliche Auffassungen einer 
gemeinsamen Daten- bzw. Kostenteilung zuzulassen. 
Die REACh-Verordnung sagt hierzu klipp und klar, 
dass eine Teilung von Kosten nicht diskriminierend, 
gerecht und transparent sein soll. An der Umsetzung 
hapert es dann aber hin und wieder noch sehr stark. 
Streitigkeiten werden sich nicht gänzlich vermeiden 
lassen, sind jedoch den vorgegebenen Spielregeln 
unterworfen. Im Detail steckt bekanntlich der Teufel! 
Es ist daher ratsam, sich frühzeitig mit den Registrie-
rungsbedingungen hinsichtlich einer gemeinsamen 
Nutzung von Daten vertraut zu machen und sich mit 
„Gleichgesinnten“ zusammenzuschließen, zumin-
dest aber auszutauschen, um rechtzeitig alle benötig-
ten Daten für eine Registrierung der ECHA vorlegen 

Aufruf zur Mitarbeit in den ZVO-Ressorts

Die Galvano- und Oberfl ächentechnik ist direkt oder indirekt immer im Fokus von Regulierungsbe-
strebungen der Behörden. Der ZVO als Branchenvertreter kann nur dann für die Branche einstehen, 
wenn genügend Rückhalt und Engagement der Mitgliedschaft besteht. In hohem Maße sind dabei die 
Anwender von Verfahren gefragt, da nur diese zum einen ihre Anforderungen formulieren und ande-
rerseits gegenüber Behörden glaubhaft als Betroffene vertreten können. Nur durch das verstärkte Ein-
bringen von Anwendern ist eine weitere fokussierte und zielgerichtete Interessensvertretung möglich.
Daher liegt die Mitgestaltung der Ressorttätigkeiten im unmittelbaren unternehmerischen Interesse. 
Der ZVO und das Ressort REACh freuen sich auf Ihre Eingaben und Ihre Mitarbeit.
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zu können. Die Zeit drängt! Die dritte Registrie-
rungsfrist lässt nicht mehr lange auf sich warten. Um 
die Verfügbarkeit von benötigten Rohstoffen auch 
weiterhin für den Markt sicherzustellen, sind ein 
zeitnahes Handeln und ein gegenseitig respektvoller 
und fairer Umgang der Verantwortlichen miteinander 
bei der Daten- und Kostenteilung unabdingbar. Dies 
erleichtert den Arbeitsalltag und hilft, den auf alle 
Beteiligten zukommenden Aufwand so gering wie 
möglich zu halten.

Referenzen
[1] Kleine und mittlere Unternehmen
[2] Dieser Begriff wird in der REACh-Verordnung anstatt Altstoff ver-

wendet. Diese Stoffe sind im EINECS-Verzeichnis (European Invento-

ry of Existing Commercial Chemicals Substances) gelistet. (Europäi-
sches Verzeichnis der auf dem Markt befindlichen chemischen Stoffe)

[3] Unter einem potentiellen Registranten ist ein Registrant zu verstehen, 
der bei einer bereits bestehenden Vereinbarung einsteigen möchte. 
Dementsprechend ist ein früherer Registrant ein Registrant, der bereits 
an eine Vereinbarung gebunden ist

[4] Substance Information Exchange Forum (Stoff-Informations-Aus-
tausch-Forum)

[5] gemeinsame Einreichung

[6] REACH-IT ist das zentrale IT-System der Europäischen Chemikalie-
nagentur (ECHA). Es ermöglicht die Einreichung (vorwiegend Indus-
trie), den Abruf, den Austausch, die Evaluierung und die Weiterverar-
beitung (vorwiegend Behörden) sowie die Einsicht in (Allgemeinheit) 
Informationen über chemische Stoffe

[7] siehe Fußnote 3

[8] An einer Registrierung können sich nur Registranten bzw. Parteien be-
teiligen, die auch wirklich denselben Stoff registrieren lassen wollen. 
Deshalb ist zuvor die Stoffidentität eindeutig zu klären


